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Die Abgeordneten zum Nationalrat Dr. Elisabeth Hlava~ und 

Genossen haben am 15. März 1991 unter der Nr. 715/J an mich 

eine schriftliche parlamentarische Anfrage betreffend "Haltung 

von Kampfhunden" gerichtet, die folgenden Wortlaut hat: 

111. Sind Sie auch der Auffassung, daß die Haltung von Kampf­

hunden grundsätzlich einer strengen Regelung zu unter­

werfen ist? 

2. wie beurteilen Sie die baden-württembergische Initiative? 

3. Sind Sie der Auffassung, daß eine derartige gesetzliche 

Regelung unter dem Kompetenztatbestand des Art 10 Abs 1 

Z 7 B-VG ('Waffenwesen') getroffen werden könnte? 

4.. Wenn ja, haben Sie vor, dem Nationalrat. eine Regelung 

vorzuschlagen? 

5. Wann wäre mit einer entsprechenden Vorlage zu rechnen? 

6. Wenn nein, welche anderen Maßnahmen 'Könnten äUS Ihre-r 

Sicht ergriffen werden, UIl1 die Bedrohung des Lebens ünd 

der Gesundheit von Menschen durch diese ' Kampfhunde 1 zu. 

vermeiden?" 

733/AB XVIII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original) 1 von 3

www.parlament.gv.at



- 2-

Diese Anfrage beantworte ich wie folgt: 

Da eine allgemein anerkannte Definition des Begriffes "Kampf­

hund" fehl·t, kommt es immer wieder zu Unklarheiten, welche 

Tiere unter diesen Begriff fallen. Die Aufzählung von Rassen 

erbringt kaum eine befriedigende LBsung, weil einerseits durch 

Kreuzung immer wieder neue Rassen geschaffen werden können, 

die von der Definition nicht erfaßt wären, und weil anderer­

'sei ts nicht bloß der Veranlagung, sondern auch der Abrichtung 

bestimmende Bedeutung zukommt. 

In spezieller Hinsicht ist zu den Fragen folgendes anzumerken: 

Zu Frage 1: 

Die Haltung sogenannter "Kampfhunde" stellt in letzter Zeit in 

zunehmendem Maße ein Problem dar; gesetzliche Regelungen, die 

an eine präzise Definition anknüpfen und damit eine klare 

Regelung schaffen würden, wären durchaus zu begrUßen. 

Zu Frage 2: 

nie Initiative stellt einen der mBglichen Wege dar, das Pro­

blem in den Griff zu bekommen. Allerdings wurde bereits inso­

fern Kritik geübt, als der Ent\vurf nicht ausreichend genau 

definiert, welche Hunde unter den Begriff "Kampfhunde" fallen. 

Zu Frage 3: 

Nein. 

Der dem B-VG zugrunde liegende Waffenbegriff war und ist - w~e 

dies auch im derzeit. geltenden \-i/affengesetz zum AusdI"uck kommt 

- ein technischer. Dies bedeutet, daß nur bestimmt.e Gegen­

stände diesem Begriff zuzuordnen sind. Tiere sind keine Sache!l 
(§ 285a ABGB) und können schon deshalb nicht untlC.·r diesen 

Begriff fallen. 
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.-;ürgrund der bestehenden I<:ompetenzlage I Y.]Qnach Vorsehr iften 

über Tierzucht und Tierhaltung in Gesetzgebung und Voll ziehung 

Landessache sind, habe ich derzeit keine 'lmrili t telbare Mög­

lichkei t I Maßnahmen zur Kontrolle der Haltung und Zucht von 

"Kampfhunden" zu ergreifen. 

Zu den Fragen 4 und 5: 

Imfgrund der Ausführungen zu Frage 3 entfällt die Beantwor-

tung. 

Zu Frage 6: 

Es liegt an den Ländern, die entsprechenden legistischen Maß­

nahmen zu treffen. In Wien werden ja bereits die ersten 

Schritte in diese Richtung gesetzt. Im Interesse einer öster­

reichweiten Regelung sollte dieses Thema bei der nächsten 

Tagung der Landeshauptmänner besprochen werden. 
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